
V. Zusammenarbeit zwischen Dienstgeber und Mitarbeitervertretung 

§ 26 

Allgemeine Aufgaben der Mitarbeitervertretung 

(1) Der Dienst in der Kirche verpflichtet Dienstgeber und Mitarbeitervertretung in besonderer 

Weise, vertrauensvoll zusammenzuarbeiten und sich bei der Erfüllung der Aufgaben 

gegenseitig zu unterstützen. Dienstgeber und Mitarbeitervertretung haben darauf zu achten, 

dass alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach Recht und Billigkeit behandelt werden. 

In ihrer Mitverantwortung für die Aufgabe der Einrichtung soll auch die Mitarbeitervertretung 

bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern das Verständnis für den Auftrag der Kirche 

stärken und für eine gute Zusammenarbeit innerhalb der Dienstgemeinschaft eintreten. 

(2) Der Mitarbeitervertretung sind auf Verlangen die zur Durchführung ihrer Aufgaben erfor-

derlichen 

Unterlagen vorzulegen. Personalakten dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung 

der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters eingesehen werden. 

(3) Die Mitarbeitervertretung hat folgende allgemeine Aufgaben: 

1. Maßnahmen, die der Einrichtung und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dienen, 

anzuregen, 

2. Anregungen und Beschwerden von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie derjenigen 

Personen, die dem Dienstgeber zur Arbeitsleistung überlassen werden im Sinne 

des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, entgegenzunehmen und, falls sie berechtigt 

erscheinen, vorzutragen und auf ihre Erledigung hinzuwirken, 

3. die Eingliederung und berufliche Entwicklung schwerbehinderter und anderer schutzbe-

dürftiger, 

insbesondere älterer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu fördern, 

4. die Eingliederung ausländischer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die Einrichtung 

und das Verständnis zwischen ihnen und den anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

zu fördern, 

5. Maßnahmen zur beruflichen Förderung schwerbehinderter Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter 

anzuregen, 

6. mit den Sprecherinnen oder Sprechern der Jugendlichen und der Auszubildenden zur 

Förderung der Belange der jugendlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der 

Auszubildenden zusammenzuarbeiten, 

7. sich für die Durchführung der Vorschriften über den Arbeitsschutz, die Unfallverhütung 

und die Gesundheitsförderung in der Einrichtung einzusetzen, 

8. auf frauen- und familienfreundliche Arbeitsbedingungen hinzuwirken 

9. die Mitglieder der Mitarbeiterseite in den Kommissionen zur Behandlung von Beschwer-

den 

gegen Leistungsbeurteilungen und zur Kontrolle des Systems der Leistungsfeststellung 

und -bezahlung zu benennen, soweit dies in einer kirchlichen Arbeitsvertragsordnung 

vorgesehen ist, 

10. Durchsetzung der Entgeltgleichheit von Frauen und Männern in der Einrichtung und 

Wahrnehmung der im Entgelttransparenzgesetz (EntgTranspG) vorgesehenen Aufgaben 

der betrieblichen Interessenvertretung. 

(3a) Auf Verlangen der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters ist ein Mitglied der Mitarbeiter-

vertretung 

hinzuzuziehen bei einem Gespräch mit dem Dienstgeber über 

1. personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten Schwierigkeiten, die zur Gefährdung 

des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses führen können oder 

2. denAbschluss eines Änderungs- oder Aufhebungsvertrages. 

(4) Die Mitarbeitervertretung wirkt an der Wahl zu einer nach Art. 7 GrO zu bildenden 

Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts mit, soweit eine Ordnung dies vorsieht.  



§ 27 

Information 

(1) Dienstgeber und Mitarbeitervertretung informieren sich gegenseitig über die Angelegen-

heiten, 

welche die Dienstgemeinschaft betreffen. Auf Wunsch findet eine Aussprache 

statt. 

(2) Der Dienstgeber informiert die Mitarbeitervertretung insbesondere über 

- Stellenausschreibungen, 

- Änderungen und Ergänzungen des Stellenplanes, 

- Behandlung der von der Mitarbeitervertretung vorgetragenen Anregungen und Beschwer-

den, 

- Bewerbungen von schwerbehinderten Menschen und Vermittlungsvorschläge nach 

§ 164 Abs. 1 Satz 4 SGB IX, 

- Einrichtung von Langzeitkonten und deren Inhalt, 

- den für ihren Zuständigkeitsbereich maßgeblichen Inhalt des Verzeichnisses gemäß 

§ 163 Absatz 1 SGB IX sowie der Anzeige gemäß § 163 Absatz 2 Satz 1 SGB IX 

 

Information in wirtschaftlichen Angelegenheiten 

(1) Der Dienstgeber einer Einrichtung, in der in der Regel mehr als 50 Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter ständig beschäftigt sind und deren Betrieb überwiegend durch Zuwendungen 

der öffentlichen Hand, aus Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen mit Kostenträgern 

oder Zahlungen sonstiger nichtkirchlicher Dritter finanziert wird, hat die Mitarbeitervertre-

tung 

über die wirtschaftlichen Angelegenheiten der Einrichtung rechtzeitig, mindestens 

aber einmal im Kalenderjahr, unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen schriftlich 

zu unterrichten sowie die sich daraus ergebenden Auswirkungen auf die Personalplanung 

darzustellen. Die Mitarbeitervertretung kann Anregungen geben. Soweit es zur ordnungsge-

mäßen 

Erfüllung der Aufgaben der Mitarbeitervertretung erforderlich ist, hat der Dienstgeber 

sachkundige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen; er hat hierbei 

die Vorschläge der Mitarbeitervertretung zu berücksichtigen, soweit einrichtungsbedingte 

Notwendigkeiten nicht entgegenstehen. Für diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gilt 

§ 20 entsprechend. Besteht eine Gesamtmitarbeitervertretung oder erweiterte Gesamtmitarbei-

tervertretung, 

so ist diese anstelle der Mitarbeitervertretung zu informieren. 

(2) Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten im Sinne dieser Vorschrift gehören insbesondere 

1. die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Einrichtung, 

2. Rationalisierungsvorhaben, 

3. Änderung der Arbeitsmethoden, insbesondere die Einführung neuer Arbeitsmethoden, 

4. Fragen des einrichtungsbezogenen Umweltschutzes 

5. die Einschränkung oder Stilllegung von Einrichtungen oder von Einrichtungsteilen, 

6. die Verlegung von Einrichtungen oder Einrichtungsteilen, 

7. der Zusammenschluss oder die Spaltung von Einrichtungen, 

8. die Änderung der Organisation oder des Zwecks der Einrichtung sowie 

9. sonstige Vorgänge und Vorhaben, welche die Interessen der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter 

der Einrichtung wesentlich berühren können. 

(3) Als erforderliche Unterlagen im Sinne des Abs. 1 sind diejenigen Unterlagen vorzulegen, 

die ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Einrichtung vermitteln. 

Sofern für die Einrichtung nach den Vorschriften des Handels- oder Steuerrechts Rechnungs-, 



Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten bestehen, sind dies der Jahresabschluss 

nach den jeweils maßgeblichen Gliederungsvorschriften sowie der Anhang und, 

sofern zu erstellen, der Lagebericht; für Einrichtungen einer Körperschaft des öffentlichen 

Rechts sind dies der auf die Einrichtung bezogene Teil des Haushalts und der Jahresrechnung. 

(5) Die Informationspflicht besteht nicht, soweit dadurch Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis-

se 

gefährdet werden 

§ 28 

Formen der Beteiligung, Dienstvereinbarung 

(1) Die Beteiligung der Mitarbeitervertretung an Entscheidungen des Dienstgebers vollzieht 

sich im Rahmen der Zuständigkeit der Einrichtung nach den §§ 29 bis 37. 

Formen der Beteiligung sind: 

- Anhörung und Mitberatung, 

- Vorschlagsrecht, 

- Zustimmung, 

- Antragsrecht. 

(2) Dienstvereinbarungen sind im Rahmen des § 38 zulässig 

§ 29 

Anhörung und Mitberatung 

(1) Das Recht der Anhörung und der Mitberatung ist bei folgenden Angelegenheiten gegeben: 

1. Maßnahmen innerbetrieblicher Information und Zusammenarbeit, 

2. Änderung von Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pausen sowie 

der Veteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage für Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter für pastorale Dienste oder religiöse Unterweisung, die zu ihrer Tätigkeit 

der ausdrücklichen bischöflichen Sendung oder Beauftragung bedürfen, sowie für Mitarbeite-

rinnen 

und Mitarbeiter im liturgischen Dienst, 

3. Regelung der Ordnung in der Einrichtung (Haus- und Heimordnungen), 

4. Festlegung von Richtlinien zur Durchführung des Stellenplans, 

5. Verpflichtung zur Teilnahme oder Auswahl der Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an 

beruflichen Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen, 

6. Durchführung beruflicher Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen, die die Einrichtung für 

ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anbietet, 

7. Einführung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen und entsprechenden sozialen 

Zuwendungen sowie deren Einstellung, 

8. Fassung von Musterdienst- und Musterarbeitsverträgen, 

9. Regelung zur Erstattung dienstlicher Auslagen, 

10. Abordnung von mehr als drei Monaten, Versetzung an eine andere Einrichtung, Zuwei-

sung 

oder Personalgestellung an einen anderen Rechtsträger von Mitarbeiterinnen oder 

Mitarbeitern für pastorale Dienste oder religiöse Unterweisung, die zu ihrer Tätigkeit 

der ausdrücklichen bischöflichen Sendung oder Beauftragung bedürfen, 

11. vorzeitige Versetzung in den Ruhestand, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter 

die Mitwirkung beantragt, 

12. Entlassung aus einem Probe- oder Widerrufsverhältnis in Anwendung beamtenrechtlicher 

Bestimmungen, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die Mitwirkung beantragt, 

13. Überlassung von Wohnungen, die für Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter vorgesehen 

sind, 

14. grundlegende Änderungen von Arbeitsmethoden, 

15. Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und zur Erleichterung des Arbeitsablaufes, 



16. Festlegung von Grundsätzen für die Gestaltung von Arbeitsplätzen, 

17. Schließung, Einschränkung, Verlegung oder Zusammenlegung von Einrichtungen oder 

wesentlichen Teilen von ihnen, 

18. Bestellung zur Mitarbeiterin oder zum Mitarbeiter in leitender Stellung gemäß § 3 

Abs. 2 Nr. 3 und 4, 

19. Zurückweisung von Bewerbungen schwerbehinderter Menschen um einen freien Arbeits-

platz, 

soweit die Beschäftigungspflicht des § 154 Abs. 1 SGB IX noch nicht erfüllt 

ist. 

(2) In den in Abs. 1 genannten Fällen wird die Mitarbeitervertretung zu der vom Dienstgeber 

beabsichtigten Maßnahme oder Entscheidung angehört. Diese ist der Mitarbeitervertretung 

rechtzeitig mitzuteilen. 

(3) Erhebt die Mitarbeitervertretung binnen einer Frist von einer Woche keine Einwendungen, 

so gilt die vorbereitete Maßnahme oder Entscheidung als nicht beanstandet. Auf Antrag 

der Mitarbeitervertretung kann der Dienstgeber eine Fristverlängerung um eine weitere 

Woche bewilligen. Erhebt die Mitarbeitervertretung Einwendungen, so werden die Einwen-

dungen 

in einer gemeinsamen Sitzung von Dienstgeber und Mitarbeitervertretung mit 

dem Ziel der Verständigung beraten. 

 

(4) Hält die Mitarbeitervertretung auch danach ihre Einwendungen aufrecht und will der 

Dienstgeber den Einwendungen nicht Rechnung tragen, so teilt er dies der Mitarbeitervertre-

tung 

schriftlich mit. 

(5) Der Dienstgeber kann bei Maßnahmen oder Entscheidungen, die der Anhörung und 

Mitberatung der Mitarbeitervertretung bedürfen und der Natur der Sache nach keinen Auf-

schub 

dulden, bis zur endgültigen Entscheidung vorläufige Regelungen treffen. Die Mitarbeiterver-

tretung 

ist über die getroffene Regelung unverzüglich zu verständigen. 

§ 32 

Vorschlagsrecht 

(1) Die Mitarbeitervertretung hat in folgenden Angelegenheiten ein Vorschlagsrecht: 

1. Maßnahmen innerbetrieblicher Information und Zusammenarbeit, 

2. Änderung von Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pausen sowie 

der Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage für Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter für pastorale Dienste oder religiöse Unterweisung, die zu ihrer Tätigkeit 

der ausdrücklichen bischöflichen Sendung oder Beauftragung bedürfen, sowie für Mitarbeite-

rinnen 

und Mitarbeiter im liturgischen Dienst, 

3. Regelung der Ordnung in der Einrichtung (Haus- und Heimordnungen), 

4. Durchführung beruflicher Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen, die die Einrichtung für 

ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anbietet, 

5. Regelung zur Erstattung dienstlicher Auslagen, 

6. Einführung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen und entsprechenden sozialen 

Zuwendungen und deren Einstellung, 

7. Überlassung von Wohnungen, die für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorgesehen 

sind, 

8. grundlegende Änderungen von Arbeitsmethoden, 

9. Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und zur Erleichterung des Arbeitsablaufes, 



10. Festlegung von Grundsätzen für die Gestaltung von Arbeitsplätzen, 

11. Regelungen gemäß § 6 Abs. 3, 

12. Sicherung der Beschäftigung, insbesondere eine flexible Gestaltung der Arbeitszeit, die 

Förderung von Teilzeitarbeit und Altersteilzeit, neue Formen der Arbeitsorganisation, 

Änderungen der Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufe, die Qualifizierung der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter, Alternativen zur Ausgliederung von Arbeit oder ihrer Vergabe 

an andere Unternehmen. 

(2) Will der Dienstgeber einem Vorschlag der Mitarbeitervertretung im Sinne des Abs. 1 

nicht entsprechen, so ist die Angelegenheit in einer gemeinsamen Sitzung von Dienstgeber 

und Mitarbeitervertretung mit dem Ziel der Einigung zu beraten. Kommt es nicht zu einer 

Einigung, so teilt der Dienstgeber die Ablehnung des Vorschlages der Mitarbeitervertretung 

schriftlich mit. 

 

 

§ 33 

Zustimmung 

(1) In den Angelegenheiten der §§ 34 bis 36 sowie des § 18 Abs. 2 und 4 kann der Dienstge-

ber 

die von ihm beabsichtigte Maßnahme oder Entscheidung nur mit Zustimmung der 

Mitarbeitervertretung treffen. 

(2) Der Dienstgeber unterrichtet die Mitarbeitervertretung von der beabsichtigten Maßnahme 

oder Entscheidung und beantragt ihre Zustimmung. Die Zustimmung gilt als erteilt, 

wenn die Mitarbeitervertretung nicht binnen einer Woche nach Eingang des Antrages bei 

ihr Einwendungen erhebt. Auf Antrag der Mitarbeitervertretung kann der Dienstgeber die 

Frist um eine weitere Woche verlängern. Wenn Entscheidungen nach Ansicht des Dienstge-

bers 

eilbedürftig sind, so kann er die Frist auf drei Tage, bei Anstellungen und Einstellungen 

auch bis zu 24 Stunden unter Angabe der Gründe verkürzen. Eine Fristverkürzung 

in den Fällen des § 1a Abs. 2 ist ausgeschlossen. 

(3) Erhebt die Mitarbeitervertretung Einwendungen, so haben Dienstgeber und Mitarbeiter-

vertretung 

mit dem Ziel der Einigung zu verhandeln, falls nicht der Dienstgeber von der 

beabsichtigten Maßnahme oder Entscheidung Abstand nimmt. Der Dienstgeber setzt den 

Termin für die Verhandlung fest und lädt dazu ein. Die Mitarbeitervertretung erklärt innerhalb 

von drei Tagen nach Abschluss der Verhandlung, ob sie die Zustimmung erteilt oder 

verweigert. Äußert sie sich innerhalb dieser Frist nicht, gilt die Zustimmung als erteilt. 

(4) Hat die Mitarbeitervertretung die Zustimmung verweigert, so kann der Dienstgeber in 

den Fällen der § 34, § 35 und § 36 Abs. 1 Nr. 13 das Kirchliche Arbeitsgericht, in den Fällen 

des § 36 Abs. 1 Nrn. 1 bis 12 die Einigungsstelle anrufen. 

(5) Der Dienstgeber kann in Angelegenheiten der §§ 34 bis 36, die der Natur der Sache 

nach keinen Aufschub dulden, bis zur endgültigen Entscheidung vorläufige Regelungen 

treffen. Er hat unverzüglich der Mitarbeitervertretung die vorläufige Regelung mitzuteilen 

und zu begründen und das Verfahren nach den Absätzen 2 bis 4 einzuleiten oder fortzusetzen. 

Das Recht, vorläufige Regelungen zu treffen, ist in den Fällen des § 1a Abs. 2 

ausgeschlossen. 

§ 34 

Zustimmung bei Einstellung 

(1) Einstellungen bedürfen der Zustimmung der Mitarbeitervertretung. Eine Einstellung 

liegt vor, wenn eine Person in die Einrichtung eingegliedert wird, um zusammen mit den 

dort beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern den arbeitstechnischen Zweck der 

Einrichtung durch weisungsgebundene Tätigkeit zu verwirklichen. Zustimmungspflichtig ist 

auch die Beschäftigung von Personen, die dem Dienstgeber zur Arbeitsleistung überlassen 



werden im Sinne des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (§ 3 Abs. 1 S. 2). Der Zustimmung 

der Mitarbeitervertretung bedarf es nicht im Falle von 

1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für pastorale Dienste oder religiöse Unterweisung, 

die zu ihrer Tätigkeit der ausdrücklichen bischöflichen Sendung oder Beauftragung bedürfen, 

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Tätigkeit geringfügig im Sinne von § 8 Abs. 1 

Nr. 2 SGB IV ist, 

3. Personen im Sinne des § 3 Abs. 2.“ 

(2) Die Mitarbeitervertretung kann die Zustimmung nur verweigern, wenn 

1. die Maßnahme gegen ein Gesetz, eine Rechtsverordnung, kircheneigene Ordnungen 

oder sonstiges geltendes Recht verstößt, 

2. durch bestimmte Tatsachen der Verdacht begründet wird, dass die Bewerberin oder 

der Bewerber durch ihr oder sein Verhalten den Arbeitsfrieden in der Einrichtung in 

einer Weise stören wird, die insgesamt für die Einrichtung unzuträglich ist oder 

3. der Dienstgeber eine Person, die ihm zur Arbeitsleistung überlassen wird im Sinne des 

Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, länger als sechs Monate beschäftigen will. Mehrere 

Beschäftigungen einer Leiharbeitnehmerin und eines Leiharbeitnehmers bei demselben 

Dienstgeber werden zusammengerechnet. 

(3) Bei Einstellungsverfahren ist die Mitarbeitervertretung für ihre Mitwirkung über die Per-

son 

der oder des Einzustellenden zu unterrichten. Die Information umfasst den zeitlichen 

Umfang des Einsatzes, den Einsatzort, die Arbeitsaufgaben dieser Personen sowie die 

rechtliche Grundlage des Personaleinsatzes. Bei Personen, die dem Dienstgeber zur Arbeits-

leistung 

überlassen werden im Sinne des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, ist die 

Mitarbeitervertretung darüber hinaus über das Vorliegen einer Arbeitnehmerüberlassungser-

laubnis 

beim Verleiher zu informieren. Der Mitarbeitervertretung sind auf Verlangen ein 

Verzeichnis der eingegangenen einrichtungsinternen Bewerbungen sowie der Bewerbungen 

von schwerbehinderten Menschen zu überlassen und Einsicht in die Bewerbungsunterlagen 

der oder des Einzustellenden zu gewähren. Anstelle der Überlassung eines Verzeichnisses 

können auch die erforderlichen Bewerbungsunterlagen zur Einsichtnahme vorgelegt 

werden. 

 

 

§ 35 

Zustimmung bei sonstigen persönlichen Angelegenheiten 

(1) Die Entscheidung des Dienstgebers bedarf in folgenden persönlichen Angelegenheiten 

von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Zustimmung der Mitarbeitervertretung: 

1. Eingruppierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

2. Höhergruppierung oder Beförderung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

3. Rückgruppierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

4. nicht nur vorübergehende Übertragung einer höher oder niedriger zu bewertenden Tätig-

keit, 

5. Abordnung von mehr als drei Monaten, Versetzung an eine andere Einrichtung, Zuweisung 

oder Personalgestellung an einen anderen Rechtsträger, es sei denn, dass es sich 

um Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter für pastorale Dienste oder religiöse Unterweisung 

handelt, die zu ihrer Tätigkeit der ausdrücklichen bischöflichen Sendung oder Beauftragung 

bedürfen, 

6. Versagen und Widerruf der Genehmigung einer Nebentätigkeit sowie Untersagung einer 

Nebentätigkeit, 

7. Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus, 

8. Hinausschiebung des Eintritts in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze, 



9. Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung beschränken mit Ausnahme 

der Dienstwohnung, die die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter kraft Amtes beziehen 

muss 

10. Auswahl der Ärztin oder des Arztes zur Beurteilung der Leistungsfähigkeit der Mitarbei-

terin 

oder des Mitarbeiters, sofern nicht die Betriebsärztin / der Betriebsarzt beauftragt 

werden soll, soweit eine kirchliche Arbeitsvertragsordnung dies vorsieht. 

(2) Die Mitarbeitervertretung kann die Zustimmung nur verweigern, wenn 

1. die Maßnahme gegen ein Gesetz, eine Rechtsverordnung, kircheneigene Ordnungen, 

eine Dienstvereinbarung oder sonstiges geltendes Recht verstößt, 

2. der durch bestimmte Tatsachen begründete Verdacht besteht, dass durch die Maßnahme 

die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ohne sachliche Gründe bevorzugt oder benachteiligt 

werden soll. 

 

§ 36 

Zustimmung bei Angelegenheiten der Dienststelle 

(1) Die Entscheidung bei folgenden Angelegenheiten der Dienststelle bedarf der Zustimmung 

der Mitarbeitervertretung, soweit nicht eine kirchliche Arbeitsvertragsordnung oder 

sonstige Rechtsnorm Anwendung findet: 

1. Änderung von Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pausen sowie 

der Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage, 

2. Festlegung der Richtlinien zum Urlaubsplan und zur Urlaubsregelung, 

3. Planung und Durchführung von Veranstaltungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

4. Errichtung, Verwaltung und Auflösung sozialer Einrichtungen, 

5. Inhalt von Personalfragebogen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

6. Beurteilungsrichtlinien für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

7. Richtlinien für die Gewährung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen und entspre-

chenden 

sozialen Zuwendungen, 

8. Durchführung der Ausbildung, soweit nicht durch Rechtsnormen oder durch Ausbildungs-

vertrag 

geregelt, 

9. Einführung und Anwendung technischer Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das 

Verhalten oder die Leistung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu überwachen, 

10. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeitsunfällen und sonstigen Gesundheits-

schädigungen, 

11. Maßnahmen zum Ausgleich und zur Milderung von wesentlichen wirtschaftlichen Nach-

teilen 

für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wegen Schließung, Einschränkung, Verlegung 

oder Zusammenlegung von Einrichtungen oder wesentlichen Teilen von ihnen, 

12. Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes, soweit eine kirchliche 

Arbeitsvertragsordnung dies vorsieht, 

13. Regelung einer Einrichtung nach § 1a Abs. 2. Die Mitarbeitervertretung kann die Zu-

stimmung 

nur verweigern, wenn die Regelung missbräuchlich ist. 

(2) Abs. 1 Nr. 1 findet keine Anwendung auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für pastorale 

Dienste oder religiöse Unterweisung, die zu ihrer Tätigkeit der ausdrücklichen bischöflichen 

Sendung oder Beauftragung bedürfen, sowie auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im liturgi-

schen 

Dienst. 

(3) Muss für eine Einrichtung oder für einen Teil der Einrichtung die tägliche Arbeitszeit 



gemäß Abs. 1 Nr. 1 nach Erfordernissen, die die Einrichtung nicht voraussehen kann, unre-

gelmäßig 

oder kurzfristig festgesetzt werden, ist die Beteiligung der Mitarbeitervertretung 

auf die Grundsätze für die Aufstellung der Dienstpläne, insbesondere für die Anordnung 

von Arbeitsbereitschaft, Mehrarbeit und Überstunden beschränkt. 

 

§ 37 

Antragsrecht 

(1) Die Mitarbeitervertretung hat in folgenden Angelegenheiten ein Antragsrecht, soweit 

(1) Die Mitarbeitervertretung hat in folgenden Angelegenheiten ein Antragsrecht, soweit 

nicht eine kirchliche Arbeitsvertragsordnung oder sonstige Rechtsnorm Anwendung findet: 

1. Änderung von Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pausen sowie 

der Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage, 

2. Festlegung der Richtlinien zum Urlaubsplan und zur Urlaubsregelung, 

3. Planung und Durchführung von Veranstaltungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

4. Errichtung, Verwaltung und Auflösung sozialer Einrichtungen, 

5. Inhalt von Personalfragebogen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

6. Beurteilungsrichtlinien für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

7. Richtlinien für die Gewährung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen und entspre-

chenden 

sozialen Zuwendungen, 

8. Durchführung der Ausbildung, soweit nicht durch Rechtsnormen oder durch Ausbildungs-

vertrag 

geregelt, 

9. Einführung und Anwendung technischer Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das 

Verhalten oder die Leistung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu überwachen, 

10. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeitsunfällen und sonstigen Gesundheits-

schädigungen, 

11. Maßnahmen zum Ausgleich und zur Milderung von wesentlichen wirtschaftlichen Nach-

teilen 

für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wegen Schließung, Einschränkung, Verlegung 

oder Zusammenlegung von Einrichtungen oder wesentlichen Teilen von ihnen, 

12. Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes, soweit eine kirchliche 

Arbeitsvertragsordnung dies vorsieht. 

(2) § 36 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. 

(3) Will der Dienstgeber einem Antrag der Mitarbeitervertretung im Sinne des Abs. 1 nicht 

entsprechen, so teilt er ihr dies schriftlich mit. Die Angelegenheit ist danach in einer gemein-

samen 

Sitzung von Dienstgeber und Mitarbeitervertretung zu beraten. Kommt es nicht 

zu einer Einigung, so kann die Mitarbeitervertretung die Einigungsstelle anrufen. 

 

§ 38 

Dienstvereinbarungen 

(1) Dienstvereinbarungen sind in folgenden Angelegenheiten zulässig: 

1. Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die in Rechtsnormen, insbesondere 

in kirchlichen Arbeitsvertragsordnungen, geregelt sind oder üblicherweise geregelt 

werden, wenn eine Rechtsnorm den Abschluss ergänzender Dienstvereinbarungen 

ausdrücklich zulässt, 

2. Änderung von Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pausen sowie 

der Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage; § 36 Abs. 2 gilt entsprechend, 



3. Festlegung der Richtlinien zum Urlaubsplan und zur Urlaubsregelung, 

4. Planung und Durchführung von Veranstaltungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

5. Errichtung, Verwaltung und Auflösung sozialer Einrichtungen, 

6. Inhalt von Personalfragebögen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

7. Beurteilungsrichtlinien für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

8. Richtlinien für die Gewährung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen und entspre-

chenden 

sozialen Zuwendungen, 

9. Durchführung der Ausbildung, soweit nicht durch Rechtsnormen oder durch Ausbildungs-

vertrag 

geregelt, 

10. Durchführung der Qualifizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

11. Einführung und Anwendung technischer Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das 

Verhalten oder die Leistung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu überwachen, 

12. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeitsunfällen und sonstigen Gesundheits-

schädigungen, 

13. Maßnahmen zum Ausgleich und zur Milderung von wesentlichen wirtschaftlichen Nach-

teilen 

für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wegen Schließung, Einschränkung, Verlegung 

oder Zusammenlegung von Einrichtungen oder wesentlichen Teilen von ihnen, 

14. Festsetzungen nach § 1b und § 24 Abs. 4 und 5. Im Falle der Freistellung nach Maßgabe 

des § 24 Abs. 4 Satz 4 steht das Antragsrecht der Gesamtmitarbeitervertretung 

oder der erweiterten Gesamtmitarbeitervertretung zu, 

15. Verlängerungen des Übergangsmandats nach § 13d Abs. 1 Satz 4. 

(2) Zur Verhandlung und zum Abschluss von Dienstvereinbarungen im Sinne des Abs. 1 

Nr. 1 kann die Mitarbeitervertretung Vertreter der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der 

Mitarbeitervertretungen oder Vertreter einer der in der Einrichtung vertretenen Koalition 

im Sinne des Art. 6 Gr0 beratend hinzuziehen. Die Aufnahme von Verhandlungen ist der 

Diözesanen Arbeitsgemeinschaft oder einer in der Einrichtung vertretenen Koalition durch 

die Mitarbeitervertretung anzuzeigen. 

(3) Dienstvereinbarungen dürfen Rechtsnormen, insbesondere kirchlichen Arbeitsvertrags-

ordnungen, 

nicht widersprechen. Bestehende Dienstvereinbarungen werden mit dem In- 

Kraft-Treten einer Rechtsnorm gemäß Satz 1 unwirksam. 

(3a) Dienstvereinbarungen gelten unmittelbar und zwingend. Werden Mitarbeiterinnen oder 

Mitarbeitern durch die Dienstvereinbarung Rechte eingeräumt, so ist ein Verzicht auf 

sie nur mit Zustimmung der Mitarbeitervertretung zulässig. 

(4) Dienstvereinbarungen werden durch Dienstgeber und Mitarbeitervertretung gemeinsam 

beschlossen, sind schriftlich niederzulegen, von beiden Seiten zu unterzeichnen und 

in geeigneter Weise bekannt zu machen. Dienstvereinbarungen können von beiden Seiten 

mit einer Frist von 3 Monaten zum Monatsende schriftlich gekündigt werden. 

(5) Im Falle der Kündigung wirkt die Dienstvereinbarung in den Angelegenheiten des Abs. 1 

Nrn. 2 bis 13 nach. In Dienstvereinbarungen nach Abs. 1 Nr. 1 kann festgelegt werden, ob 

und in welchem Umfang darin begründete Rechte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei 

Außer-Kraft-Treten der Dienstvereinbarung fortgelten sollen. Eine darüber hinausgehende 

Nachwirkung ist ausgeschlossen. 

 

§ 39 

Gemeinsame Sitzungen und Gespräche 

(1) Dienstgeber und Mitarbeitervertretung kommen mindestens einmal jährlich zu einer 

gemeinsamen Sitzung zusammen. Eine gemeinsame Sitzung findet ferner dann statt, wenn 



Dienstgeber oder Mitarbeitervertretung dies aus besonderem Grund wünschen. Zur gemein-

samen 

Sitzung lädt der Dienstgeber unter Angabe des Grundes und nach vorheriger 

einvernehmlicher Terminabstimmung mit der Mitarbeitervertretung ein. Die Tagesordnung 

und das Besprechungsergebnis sind in einer Niederschrift festzuhalten, die vom Dienstgeber 

und von der oder dem Vorsitzenden der Mitarbeitervertretung zu unterzeichnen ist. 

Dienstgeber und Mitarbeitervertretung erhalten eine Ausfertigung der Niederschrift. 

(2) Außer zu den gemeinsamen Sitzungen sollen Dienstgeber und Mitarbeitervertretung 

regelmäßig zu Gesprächen über allgemeine Fragen des Dienstbetriebes und der Dienstge-

meinschaft 

sowie zum Austausch von Anregungen und Erfahrungen zusammentreffen. 

 


